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Erster Abschnitt    

Grundsätze des Wahlverfahrens (§§ 1 - 15) 

§ 1

Geltungsbereich 

Diese Wahlordnung gilt für die Wahlen zum Studierendenparlament (StuPa), zu den Fa- 
kultätsvertretungen und den Fachschaftsräten der Universität zu Köln. 

§ 2

Wahlgrundsätze 

(1) Die Wahlen sind frei, gleich, geheim, allgemein und unmittelbar.

(2) 1Die Wahl wird als elektronische Wahl durch Abgabe der Stimme in elektronischer 
Form durchgeführt. 2Die Stimmabgabe kann dabei a l te rnat iv  an den Wahlkabinen zur 
elektronischen Stimmabgabe erfolgen. 3Der Wahlausschuss kann bestimmen, dass im 
Ausnahmefall statt- dessen eine Urnenwahl mit ergänzender Briefwahl durchgeführt wird. 4In 
diesem Fall gelten ergänzend die jeweiligen Bestimmungen dieser Ordnung zur Urnenwahl (§§ 
17-19, 29 und 38- 39). 5Ausnahmen nach Satz 3 sind insbesondere:

1. Der technische Ausfall oder Störungen des elektronischen Wahlsystems.

2. Der Umstand, dass Soft- und Hardware für die digitale Stimmabgabe von der Univer- 
sität zu Köln nicht mehr gestellt werden. 

6Die Universität zu Köln stellt das Onlinewahlsystem und die entsprechenden Zugänge 

für die Wahlleitung und den Wahlausschuss. 

(3) 1Die Wahlen zu den Gremien und Organen der Studierendenschaft nach § 1 finden 

gleichzeitig statt. 2Der Wahltermin wird mit den Stimmen von zwei Dritteln der Mitglieder des 

StuPa festgelegt und soll parallel zu den Wahlen der universitären Gremien liegen. 3Bei der 
Bestimmung des Zeitpunkts der Wahl sind zudem die Voraussetzungen für eine möglichst 

hohe Wahlbeteiligung zu schaffen. 4Gewählt wird an fünf aufeinanderfolgenden Vorlesungsta- 

gen im Wintersemester. 5Die Wahlen nach dieser Ordnung sollen zeitgleich mit den Wahlen 
nach der Wahlordnung zu den Gremien und Organen Senat, Gleichstellungskommission, 
Stelle zur Vertretung der Belange studentischer Hilfskräfte und Engere Fakultäten der Univer- 
sität zu Köln (WahlO) stattfinden. 

§ 3

Wahlkabinen 

(1) 1Die Wahlkabinenstandorte und ihre Öffnungszeiten sind sowohl im Fall einer Wahl 
nach § 2 Absatz 2 Satz 1 als auch nach Satz 3 so auszuwählen, dass eine möglichst große 

Zahl an Wähler:innen aller Fakultäten und Fachschaften erreicht werden kann. 2Dabei sind 
folgende Mindestanforderungen sicher zu stellen: 
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1. Im Hauptgebäude ist jeweils ein Wahllokal zwischen den Eingängen des Erfrischungs- 
raumes sowie ein Wahllokal auf der Nordseite der Fenstergalerie im MG (Mittelge- 
schoss) von Montag bis Freitag täglich mindestens acht Stunden ohne Unterbrechung
zu öffnen.

2. Im WiSo-Gebäude ist im Bereich des Foyers gegenüber des Hörsaal II sowie im WiSo-
Schlauch zwischen den Hörsälen XXV und XXIV ein Wahllokal von Montag bis Freitag
täglich mindestens acht Stunden ohne Unterbrechung zu öffnen.

3. Im Philosophikum ist ein Wahllokal gegenüber dem Ladenlokal "Phil-Kiosk" sowie ge- 
genüber dem Eingang des "Phil-Café" von Montag bis Freitag täglich mindestens acht
Stunden ohne Unterbrechung zu öffnen.

4. Im Hörsaalgebäude ist ein Wahllokal zwischen dem Eingang Richtung Albertus-Mag- 
nus-Platz und dem Eingang zu Hörsaal F von Montag bis Freitag täglich für mindestens
acht Stunden ohne Unterbrechung zu öffnen.

5. In der Universitätsbibliothek ist im Foyer zwischen den Eingängen ein Wahllokal von
Montag bis Freitag für mindestens acht Stunden ohne Unterbrechung zu öffnen.

6. Im Hauptgebäude der Humanwissenschaftlichen Fakultät ist im Bereich des Foyers
neben dem Haupteingang / gegenüber dem Eingang zum Café Lindenthal" ein Wahl- 
lokal von Montag bis Freitag täglich mindestens acht Stunden ohne Unterbrechung zu
öffnen.

7. Im IBW-Gebäude, in der Biologie, in der Physik und in der Chemie ist je ein Wahllokal
im Bereich des jeweiligen Foyers täglich mindestens sechs Stunden ohne Unterbre- 
chung zu öffnen.

8. Im LFI-Gebäude ist ein Wahllokal von Montag bis Donnerstag je mindestens acht Stun- 
den am Tag und am Freitag mindestens fünf Stunden ohne Unterbrechung zu öffnen.

9. In der Uni-Mensa sind drei Wahllokale montags bis donnerstags und in der Mensa
"Lindenthal" ein Wahllokal jeweils von Montag bis Freitag von 15 Minuten vor Beginn
der jeweiligen Essensausgabe bis 15 Minuten nach Schließung der jeweiligen Essens- 
ausgabe ununterbrochen zu öffnen. Am Freitag der Wahlwoche sind in der Uni-Mensa
jeweils zwei Wahllokale 15 Minuten vor Beginn der jeweiligen Essensausgabe bis 15
Minuten nach Schließung der jeweiligen Essensausgabe sowie ein Wahllokal 15 Minu- 
ten vor Beginn der jeweiligen Essensausgabe bis 19:45 Uhr ununterbrochen zu öffnen.

10. Der Wahlausschuss hat die Möglichkeit bis zu drei flexible weitere Wahllokale mit un- 
terschiedlichen Öffnungszeiten sowie Urnen zusätzlich bis zu acht Stunden täglich zu
öffnen.

(2) 1Der Wahlausschuss entscheidet vor der Wahlbekanntmachung mit der Mehrheit von 
zwei Dritteln der anwesenden Mitglieder im Rahmen der Vorgaben des Absatz 1 über die ge- 
nauen Wahlkabinenstandorte und ihre Öffnungszeiten unter Beachtung sonstiger Rahmenbe- 

dingungen wie etwa baulicher Maßnahmen oder brandschutzrechtlicher Bestimmungen. 2Soll- 
ten Wahlkabinen nicht geöffnet werden oder zugänglich bleiben können, so hat der Wahlaus- 
schuss für geeigneten Ersatz zu sorgen und auf diese Möglichkeit hinzuweisen, auch wenn er 
die Gründe dafür nicht zu vertreten hat. 

(3) Bei der Stimmabgabe können sich Wahlberechtigte, soweit dies wegen einer körper- 
lichen Behinderung notwendig ist, der Hilfe durch eine Vertrauensperson bedienen. 
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§ 4

Wahlorgane 

(1) Wahlorgane sind der Wahlausschuss sowie die:der Wahlleiter:in.

(2) 1Gleichzeitig mit der Bestimmung des Wahltermins bestellt das StuPa zur Vorberei- 
tung und Durchführung der Wahl einen Wahlausschuss, dem elf ordentliche Mitglieder ange- 

hören. 2Bei der Benennung der Ausschussmitglieder sind die Fraktionen nach dem 

d’Hondt’schen Höchstzahlverfahren zu berücksichtigen. 3Der Wahlausschuss beschließt ins- 

besondere über die eingereichten Wahlvorschläge und stellt das Wahlergebnis fest. 4Bei Strei- 
tigkeiten über die Auslegung der Wahlordnung entscheidet der Wahlausschuss. 

(3) 1Der Wahlausschuss legt die Uhrzeit für den Beginn der Wahlfrist (Öffnung des Wahl- 
portals) und für das Ende der Wahlfrist (Schließung des Wahlportals) fest. 2Am letzten Tag der 
Wahlfrist muss bis zur Schließung des Wahlportals eine Wahl an einer Wahlkabine nach § 2 

Absatz 2 Satz 2 möglich sein. 

(4) 1Vorsitzende und Referent:innen des AStA sowie Wahlbewerber:innen dürfen nicht 

Mitglieder des Wahlausschusses sein. 2Der Wahlausschuss wählt aus seiner Mitte die:den 

Wahlleiter:in und deren:dessen Stellvertretende:n (Wahlleitung). 3Die:Der Wahlleiter:in führt 
die Beschlüsse des Wahlausschusses aus und informiert die Hochschulleitung über den Ab- 

lauf des Wahlverfahrens. 4Sie:er sichert die Durchführung der Wahl und ist bei der Auswertung 
des Wahlportals zur Ermittlung des Wahlergebnisses anwesend. 

(5) 1Der Wahlausschuss kann zur Durchführung der Wahl freiwillige Wahlhelfer:innen 

bestellen. 2Vorsitzende und Referent:innen des AStA sowie Wahlbewerber:innen der anste- 
henden Wahl können keine Wahlhelfer:innen sein. 

(6) Dem Wahlausschuss wird unverzüglich nach seiner Konstituierung, spätestens je- 
doch zwölf Wochen vor dem ersten Wahltag, vom AStA ein Raum mit der für seine Arbeit 
erforderlichen Büro- und EDV-Ausstattung zur alleinigen Benutzung zur Verfügung gestellt; 
auf datenschutzrechtliche Bestimmungen und die Wahlsicherung ist dabei besonders zu ach- 
ten. 

(7) 1Der Wahlausschuss ist ohne Rücksicht auf die Zahl der erschienenen Mitglieder be- 
schlussfähig, sofern er elektronisch oder persönlich geladen wurde; er entscheidet mit einfa- 

cher Mehrheit der anwesenden Mitglieder in öffentlicher Sitzung. 2Bei Stimmengleichheit ist 

die Stimme der:des Vorsitzenden ausschlaggebend. 3Fehlt sowohl die:der Vorsitzende als 
auch ihre:seine Stellvertreter:in, wird von den anwesenden Mitgliedern des Wahlausschusses 

ein:e Vorsitzende:r für die Leitung dieser Sitzung mit einfacher Mehrheit gewählt. 4Über jede 

Sitzung wird eine Niederschrift angefertigt. 5Eine digitale Version der Niederschrift ist dem Prä- 
sidium des StuPa unverzüglich zuzuleiten. 

§ 5

Wahlberechtigung und Wählbarkeit 

(1) 1Alle Studierenden besitzen das aktive und passive Wahlrecht, sofern sie 56 Tage 

vor Beginn der Wahl an der Universität zu Köln als Ersthörende eingeschrieben sind. 2Zweit- 
und Gasthörende haben kein Wahlrecht. 

(2) Jede:r Wahlberechtigte ist wahlberechtigt für die Wahl zum Studierendenparlament
sowie für die Wahl zu genau einer Fakultätsvertretung bzw. einem Fachschaftsrat. 
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(3) 1Die Zuordnung, bezüglich welcher Fakultätsvertretung bzw. welches Fachschaftsra- 
tes ein:e Wahlberechtige:r ihr:sein Wahlrecht ausüben kann, ergibt sich aus dem Studiengang, 

in den sie:er eingeschrieben ist. 2Ist ein:e Wahlberechtigte:r in mehrere Studiengänge einge- 
schrieben und/oder ist der Studiengang mehreren Fakultätsvertretungen bzw. Fachschaftsrä- 
ten zugeordnet, entscheidet die:der Wahlberechtigte bezüglich welcher dieser Zuordnungs- 

möglichkeiten sie:er ihr:sein Wahlrecht ausübt. 3Die Entscheidung hinsichtlich des passiven 

Wahlrechts ergibt sich aus den Wahlvorschlägen nach § 8. 4Werden mehrere konkurrierende 
Wahlvorschläge eingereicht, gilt der Erste, soweit dem Wahlausschuss nichts anderes bis zum 

Ende der Einreichungsfrist mitgeteilt wird. 5Die Wahl nach § 5 Absatz 3 Satz 2 kann im Rah- 
men der Einsichtnahme und Korrektur des Wähler:innenverzeichnisses durch Mitteilung an 

den Wahlausschuss getroffen werden. 6Wird keine Wahl getroffen, bestimmt sich die Zugehö- 
rigkeit zu einer Wahl nach dem ersten Fach des ersten Studiengangs, für das der:die Studie- 
rende eingeschrieben ist. 

§ 6

Wahlkreise und Mandatsverteilung 

1Zur Wahl des StuPa bildet die Studierendenschaft der Universität zu Köln einen Wahl- 
kreis. 2Dies gilt für die Wahlen zu den Fakultätsvertretungen und Fachschaftsräten entspre- 
chend. 3Das Nähere kann durch die jeweilige Fakultätssatzung der Studierendenschaft aus- 
gestaltet werden. 

§ 7

Wahlsysteme 

(1) 1Die Wahlen zum StuPa erfolgen als Verhältniswahl nach Listen, die aufgrund der 

gültigen Wahlvorschläge hergestellt werden (Wahllisten). 2Die Wahlliste enthält mindestens 
eine:n Bewerber:in (Kandidierende), wobei der Wahlzettel so gestaltet wird, dass er den an- 
kreuzbaren Namen der Liste sowie alle Kandidierenden der Listen mit Vornamen und Famili- 

ennamen ohne eigene Ankreuzmöglichkeit enthält. 3Jede:r Wahlberechtigte hat eine Stimme, 

die sie:er für eine Wahlliste abgibt. 4Die Sitze werden nach dem Verhältnis der den Wahllisten 
zufallenden Anteile an den insgesamt abgegebenen gültigen Stimmen nach dem 

d’Hondt’schen Höchstzahlverfahren zugeteilt. 5Die danach auf die einzelnen Wahllisten entfal- 
lenden Sitze werden den Kandidierenden in der Reihenfolge zugeteilt, in der sie auf ihrer je- 

weiligen Liste aufgeführt sind. 6Bei Stimmengleichheit zwischen mehreren Listen wird die Rei- 

henfolge durch Los festgelegt. 7Scheidet ein gewähltes Mitglied aus, so wird der Sitz derjeni- 
gen:desjenigen Kandidierenden derselben Wahlliste zugeteilt, die:der unter den bisher nicht 

berücksichtigten Kandidierenden dieser Liste den höchsten Listenplatz besetzt. 8Ist die Wahl- 

liste erschöpft, so bleibt der Sitz unbesetzt. 9Die Mitgliederzahl des StuPa vermindert sich ent- 
sprechend. 

(2) 1Die Wahlen zu den Fakultätsvertretungen und Fachschaftsräten erfolgen, soweit die 
Fakultätssatzung dies nach § 2 Abs. 2 lit. a) der Fachschaftsrahmenordnung vorsieht oder 
keine Wahl nach § 2 Abs. 2 lit. a) der Fachschaftsrahmenordnung getroffen wurde, als perso- 
nalisierte Verhältniswahl nach Listen, die aufgrund der gültigen Wahlvorschläge hergestellt 

wurden (Wahllisten). 2Die Wahlliste enthält eine bzw. einen oder mehrere Bewerberinnen und 
Bewerber (Kandidierende), wobei der Wahlzettel so gestaltet wird, dass er den Namen der 
Liste sowie alle Kandidierenden der Listen mit Vornamen und Familiennamen mit eigener An- 

kreuzmöglichkeit   enthält.  3Jede:r   Wähler:in   hat   eine   Stimme,   die   sie:er   für   eine:n 
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Kandidierende:n einer Wahlliste abgibt. 4Die Sitze werden auf die Wahllisten im Verhältnis der 
für die in den Listen aufgeführten Kandidierenden insgesamt abgegebenen Stimmen nach 

dem d’Hondt’schen Höchstzahlverfahren verteilt. 5Dabei bleiben Listen, auf die keine Stimmen 

entfallen, unberücksichtigt. 6Bei gleichen Höchstzahlen entscheidet der Wahlvorstand durch 

Los über die Vergabe der Sitze. 7Entfallen auf Listen mehr Sitze als diese Kandidierende ent- 
halten, so fallen die überschüssigen Sitze den anderen Listen in der Reihenfolge der Höchst- 

zahlen zu. 8Die danach auf die einzelnen Wahllisten entfallenden Sitze werden den in den 
Wahllisten aufgeführten Kandidierenden zunächst in der Reihenfolge der von ihnen erreichten 

Stimmenzahlen zugeteilt. 9Bei Stimmengleichheit zwischen mehreren Kandidierenden einer 

Liste entscheidet das Los. 10Die danach noch verbleibenden Sitze werden nach der Reihen- 

folge der Kandidierenden auf der Liste vergeben. 11Bei der Sitzverteilung nicht berücksichtigte 
Kandidierende einer Liste bilden in der nach den vorstehenden Sätzen festgelegten Reihen- 
folge die Ersatzmitglieder für die gewählten Mitglieder dieser Liste. 

(3) Losverfahren können mit elektronischer Unterstützung durchgeführt werden. kann.
Das Auslosen ist, sofern es nicht elektronisch geschieht, öffentlich durchzuführen. 

§ 8

Wahlvorschläge 

(1) Jede:r Wahlberechtigte kann sich selbst oder andere Wahlberechtigte zur Wahl vor- 
schlagen. 

(2) 1Ein:e Kandidat:in darf nicht in mehrere konkurrierende Wahlvorschläge aufgenom- 
men werden. 

(3) 1Der Wahlvorschlag (Liste) zum StuPa muss von vierzig Wahlberechtigten, der Wahl- 
vorschlag zu einer Fakultätsvertretung muss von fünfzehn Wahlberechtigten, der Wahlvor- 
schlag zu einer Fachschaftsvertretung oder einem Fachschaftsrat muss von fünf Wahlberech- 

tigten mit Angabe der Matrikelnummer unterzeichnet sein. 2Ein:e Unterstützer:in kann mehrere 

konkurrierende Wahlvorschläge unterstützen. 3Zur Wahl Vorgeschlagene gelten als Unterstüt- 
zer:innen der Liste, für die sie vorgeschlagen sind. 

(4) 1Jeder Wahlvorschlag muss über die Kandidierenden folgende Angaben enthalten: 
Familiennamen, Vornamen, Matrikelnummern, E-Mail-Adresse und Fakultätszugehörigkeit. 
2Ferner sind anzugeben: Familiennamen, Vornamen und Matrikelnummer aller Wahlberech- 

tigten, die den Wahlvorschlag unterstützen. 3Die Listenvertreter:innen müssen den Wahlvor- 

schlag jeweils schriftlich oder elektronisch unterzeichnen. 4Mit dem Wahlvorschlag ist zudem 
eine schriftlich oder elektronisch unterschriebene, unwiderrufliche Erklärung der Kandidatin- 
nen und Kandidaten, dass sie der Aufnahme in den Wahlvorschlag zustimmen, einzureichen. 
5Bei Listen sind das Listenkennwort und die Namen der gegenüber den Wahlorganen für die 
Liste vertretungsberechtigten Vertrauenspersonen sowie der Name der Stellvertreterin oder 

des Stellvertreters anzugeben. 6Ist kein Listenkennwort angegeben, gilt der Name der ersten 
in der Liste aufgeführten Kandidatin oder des ersten in der Liste aufgeführten Kandidaten als 

Kennwort für die gesamte Liste. 7Ist kein:e Listenvertreter:in benannt, gilt die:der erste in der 
Liste aufgeführte Kandidierende als Listenvertreter:in und die:der zweite als Stellvertreter:in . 

(5) 1Wahlvorschläge sind im Zeitraum vom 54. bis zum 33. Tag vor dem ersten Wahltag 

beim Wahlausschuss elektronisch bis 23:59:59 Uhr einzureichen. 2Im Falle des § 2 Absatz 2 

Satz 3 ist eine Einreichung schriftlich bis 15:00 Uhr erforderlich. 3Die nach Absatz 3 erforderli- 
chen Unterschriften können handschriftlich, durch einfache oder fortgeschrittene elektronische 
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Signatur oder durch Authentifizierung innerhalb des elektronischen Wahlsystems eingereicht 
werden. 4Der Wahlausschuss legt die genauen Modalitäten in der Wahlbekanntmachung fest. 

(6) 1Der Wahlausschuss prüft die Wahlvorschläge unverzüglich nach Eingang. 2Werden 
Mängel festgestellt, wird unter Rückgabe des Wahlvorschlags die Beseitigung der zu bezeich- 

nenden Mängel innerhalb einer vom Wahlausschuss zu setzenden Frist angeregt. 3Die vom 
Wahlausschuss zu setzende Frist kann die Einreichungsfrist um maximal eine Woche über- 

schreiten. 4Muss ein Wahlvorschlag berichtigt werden, so ist der Eingangszeitpunkt des be- 
richtigten Wahlvorschlags zu vermerken. 

(7) 1Gegen die Zurückweisung eines Wahlvorschlages oder die Streichung einzelner 
Kandidierenden kann jede:r Wahlberechtigte spätestens zum 21. Tag vor dem ersten Wahltag 

schriftlich oder elektronisch Beschwerde beim Wahlausschuss einlegen. 2Über form- und frist- 
gerecht eingelegte Beschwerden entscheidet der Wahlausschuss sofort, spätestens bis zum 

19. Tag vor dem ersten Wahltag. 3Die Beschwerdeentscheidung ist endgültig; sie schließt die
Anfechtung im Wahlprüfungsverfahren (§ 36) nicht aus.

(8) 1Der Wahlausschuss gibt unverzüglich, spätestens am 18. Tag vor dem ersten Wahl- 
tag, die als gültig zugelassenen Wahlvorschläge hochschulöffentlich in elektronischer Form 

bekannt. 2Die Reihenfolge der Wahlvorschläge auf der Bekanntmachung und auf dem Stimm- 
zettel wird durch Los festgelegt, das mit elektronischer Unterstützung durchgeführt werden 

kann. 3Das Auslosen ist, sofern es nicht elektronisch geschieht, öffentlich durchzuführen. 

§ 9

Wegfall eines Wahlgangs 

1Werden in einem Wahlkreis 

• kein oder kein gültiger Wahlvorschlag oder

• nur Wahlvorschläge, die die notwendige Anzahl von Kandidierenden zur Beset- 
zung der vorhandenen Sitze in dem Gremium nicht erreichen oder

• nur Wahlvorschläge nach Ablauf der Einreichungsfrist eingereicht,

so gilt § 8 Absatz 6. 2Geht innerhalb der Nachfrist kein gültiger Wahlvorschlag ein, entfällt 

der Wahlgang in der Gruppe. 3Wird innerhalb der Nachfrist die erforderliche Zahl der Kandi- 
dierenden nicht erreicht, so findet die Wahl auf der Basis des eingereichten Wahlvorschlags 

statt. 4Die übrigen Sitze bleiben im Falle des Satzes 3 unbesetzt. 

§ 10

Ende der Mitgliedschaft, Stellvertretung und Nachrücken 

Die Mitgliedschaft in den Gremien erlischt durch 

1. Exmatrikulation,

2. Niederlegung des Amtes aus wichtigem Grund oder

3. Wechsel der Gruppenzugehörigkeit.
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§ 11

Fristen 

Fällt der letzte Tag einer der in dieser Wahlordnung bestimmten Fristen auf einen Sonn- 
tag, einen staatlich anerkannten Feiertag oder einen Samstag, so tritt, falls in dieser Wahlord- 
nung nicht ausdrücklich etwas anderes bestimmt ist, an die Stelle eines solchen Tages der 
nächste Werktag. 

§ 12

Verzeichnis der Wahlberechtigten 

(1) 1Der Wahlausschuss stellt bei der Hochschulverwaltung den Antrag auf Erstellung 

des Verzeichnisses der Wahlberechtigten. 2Jede:r Wahlberechtigte ist im Verzeichnis der 
Wahlberechtigten mit Name, Vorname, Matrikelnummer und Zuordnungsmöglichkeiten ge- 

mäß § 5 Absatz 3 Satz 1 und 2 aufzuführen. 3Bei der Erstellung des Verzeichnisses der Wahl- 
berechtigten ist zu gewährleisten, dass den Bestimmungen des Datenschutzes entsprochen 
wird. 

(2) 1Die Einsicht in das Verzeichnis der Wahlberechtigten erfolgt grundsätzlich digital 

und selbstständig über das Wahlsystem. 2Das Verzeichnis der Wahlberechtigten kann darüber 
hinaus zusammen mit der Wahlordnung spätestens vom 54 bis 38. Tag (bei Urnenwahl vom 
66. bis 54. Tag) vor dem ersten Wahltag im Büro des Wahlausschusses zu von diesem fest- 

zulegenden und öffentlich bekanntzumachenden Zeiten eingesehen werden. 3Eine Einsicht ist

an insgesamt mindestens fünf Stunden sowie zwei verschiedenen Tagen zu ermöglichen. 4Die
Wahlberechtigten können die Richtigkeit und Vollständigkeit ihrer Eintragung ins Wahlver- 
zeichnis auch durch fernmündliche oder elektronische Auskunftsbitte an den Wahlausschuss

kontrollieren. 5Bei der Gewährung der Einsicht in das Verzeichnis der Wahlberechtigten ist den
Erfordernissen des Datenschutzes Rechnung zu tragen.

(3) 1Einsprüche gegen die Richtigkeit des Verzeichnisses der Wahlberechtigten können 
beim Wahlausschuss innerhalb der Auslegungsfrist schriftlich oder elektronisch oder zur Nie- 

derschrift erklärt werden. 2Über den Einspruch entscheidet der Wahlausschuss unverzüglich, 

spätestens bis zum 35. Tag (bei Urnenwahl bis zum 53. Tag) vor dem ersten Wahltag. 3Nach 
Ablauf dieser Frist können keine Änderungen des Verzeichnisses mehr vorgenommen wer- 
den. 

§ 13

Konstituierung der Gremien und Organe 

(1) 1Die:der Wahlleiter:in hat das gewählte StuPa unverzüglich zu einer konstituierenden 
Sitzung und anschließend stattfindenden ordentlichen Sitzung einzuberufen, die innerhalb von 

20 Vorlesungstagen nach dem letzten Wahltag stattfinden müssen. 2Sie:er leitet die konstitu- 
ierende Sitzung bis zur Wahl einer:eines Ersten Sprecher:in des StuPa, die:der diese Aufgabe 
nach der Wahl fortführt. 

(2) 1Ein Mitglied des Wahlausschusses hat die gewählte Fakultätsvertretung oder den 

gewählten Fachschaftsrat unverzüglich zu einer konstituierenden Sitzung und anschließend 

stattfinden ordentlichen Sitzung einzuberufen, die innerhalb von 20 Vorlesungstagen nach 
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dem letzten Wahltag stattfinden sollen. 2Sie:er leitet die konstituierende Sitzung bis zur Wahl 
einer:eines Sprecher:in, die:der diese Aufgabe nach der Wahl fortführt. 

§ 14

Wiederholung der Wahl 

(1) 1Stellt der Wahlausschuss fest, dass Vorschriften der Wahlordnung verletzt wurden, 
wodurch das Ergebnis der Wahl insgesamt beeinflusst wurde, kann der Wahlausschuss die 

Durchführung einer Wiederholungswahl beschließen. 2Bis zur Feststellung des Wahlergebnis- 
ses verbleiben die bisherigen Amtsinhaber:innen im Amt. 

(2) 1Kann eine Wiederholung der Wahl noch im laufenden Semester durchgeführt wer- 
den, findet sie auf der Grundlage der bereits aufgestellten Verzeichnisse der Wahlberechtigten 
und der eingereichten Wahlvorschläge statt, es sei denn, dass der Verfahrensfehler bei den 

aufgestellten Verzeichnissen oder den eingereichten Wahlvorschlägen lag. 2Die anzuwenden- 

den Verfahrensfristen können vom Wahlausschuss angemessen verkürzt werden. 3Die Wie- 
derholungswahl findet als digitale Wahl nach § 2 Absatz 2 S. 1 u. 2 statt, sofern der Wahlaus- 

schuss nichts anderes bestimmt. 4Der Wahlausschuss kann im Fall einer Urnenwahl bestim- 
men, dass neben der Urnenwahl allen Wahlberechtigten die Wahlunterlagen per Brief zuge- 
stellt werden. 

§ 15

Wahlkampfregelungen 

(1) Soweit diese Ordnung nichts Abweichendes regelt, organisiert der Wahlausschuss
die Vergabe von Wahlkampfflächen und Wahlkampfständen nach seinem Ermessen und ge- 
mäß der Wahlgrundsätze in § 2 Absatz 1. 

(2) 1Im Obergeschoss des Hauptgebäudes werden vom Nordeingang der Galerie begin- 
nend vom Wahlausschuss jeder für das Studierendenparlament kandidierenden Liste ein 

Wahlkampfstand zugeordnet. 2Die nach dieser Zuordnung übrigbleibenden nicht zugeordne- 
ten Wahlkampfstände werden vom Wahlausschuss analog zum Sitzzuteilungsverfahren des 
Studierendenparlaments gemäß dem Wahlergebnis der vorangegangenen Legislaturperiode 

zugeteilt. 3Sollte die Anzahl der zu verteilenden Wahlkampfstände kleiner als die Anzahl der 
für das Studierendenparlament kandidierenden Listen sein, so werden bei der Vergabe die 
Listen gemäß dem Wahlergebnis der vorangegangenen Legislaturperiode bevorzugt berück- 

sichtigt, wobei keiner Liste mehr als ein Wahlkampfstand zugeordnet werden darf. 4Der Wahl- 
ausschuss hat die betreffenden Listen über das Ergebnis der Zuteilung der Wahlkampfstände 
im Obergeschoss des Hauptgebäudes in angemessener Art und Weise zu informieren. 

(3) 1Sollten gemäß Absatz 2 zugeordnete Wahlkampfstände bis um 12:00 Uhr am zwei- 
ten Tag des Wahlzeitraumes nicht durch die jeweiligen Listen in Benutzung sein, unter ande- 
rem durch angebrachte Plakate, ausgelegte Werbematerialien oder durch anderweitige er- 
kennbare Nutzung des Wahlkampfstandes durch die Liste, so werden diese Wahlkampfstände 

vom Wahlausschuss gemäß Absatz 2 Sätze 1 bis 3 neu zugeordnet. 2Die Listen, denen die 
Wahlkampfstände ursprünglich zugeordnet waren, werden bei der erneuten Zuordnung nicht 

berücksichtigt. 3Absatz 2 Satz 4 gilt entsprechend. 

(4) 1Bei der Zuteilung der Wahlkampfstände im Obergeschoss des Hauptgebäudes be- 
rücksichtigt der Wahlausschuss im Benehmen mit dem universitären Wahlausschuss die 
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Interessen anderer Kandidierenden für universitären Gremienwahlen. 2Sollten Wahlkampf- 
stände nicht geöffnet werden oder zugänglich bleiben können, so soll der Wahlausschuss 

nach Möglichkeit für geeigneten Ersatz sorgen und auf diese Möglichkeiten hinweisen, auch 

wenn er die Gründe dafür nicht zu vertreten hat. 

Zweiter Abschnitt 

Wahlvorbereitung (§§ 16 - 19) 

Erster Unterabschnitt 

Elektronische Wahl 

§ 16

Wahlbekanntmachung 

(1) 1Die:Der Wahlleiter:in macht die Wahl spätestens bis zum 63. Tag vor dem ersten 

Wahltag hochschulöffentlich durch Aushang in elektronischer Form bekannt. 2Die Wahlbe- 
kanntmachung soll explizit an alle Fachschaften mit der Aufforderung zur Verbreitung ge- 
schickt werden. 

(2) Die Bekanntmachung muss mindestens enthalten:

1. das Datum ihrer Veröffentlichung,

2. die Bezeichnung der zu wählenden Organe,

3. die Anzahl der zu wählenden Mitglieder,

4. eine Darstellung von Wahlgrundsätzen und -systemen (§§ 2, 7),

5. im Falle einer rein elektronischen Wahl den Hinweis, dass die Stimmabgabe nur auf
elektronischem Weg erfolgt und dass die Versicherung an Eides Statt (Wahlschein),
der Stimmzettel und die Wahlbenachrichtigung vom Wahlamt unaufgefordert elektro- 
nisch zur Verfügung gestellt werden,

6. einen Hinweis darauf, dass nur wählen kann, wer in das Verzeichnis der Wahlberech- 
tigten eingetragen ist,

7. einen Hinweis auf Art und Zeit der Überprüfungsmöglichkeit des Verzeichnisses der
Wahlberechtigten,

8. einen Hinweis auf die Möglichkeit, Einspruch gegen die Richtigkeit des Verzeichnisses
der Wahlberechtigten einzulegen,

9. die Aufforderung, Wahlvorschläge der kandidierenden Listen einzureichen,

10. einen Hinweis auf die für die Wahlvorschläge erforderlichen Unterschriften (§ 8 Absatz
3)
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11. die Frist und die Art, in welcher die Wahlvorschläge einzureichen sind,

12. einen Hinweis, dass nur fristgerecht eingereichte Wahlvorschläge berücksichtigt wer- 
den und dass nur gewählt werden kann, wer in einen Wahlvorschlag aufgenommen
worden ist,

13. den Wahlzeitraum, den Beginn und das Ende der Wahlfrist,

14. die Internetadresse bzw. den Link zur Erreichung des Wahlsystems,

15. den Hinweis auf die Möglichkeit der elektronischen Stimmabgabe im Büro des Wahl- 
ausschusses, dessen Ort und Öffnungszeiten sowie ggf. auf weitere Wahlkabinen zur
elektronischen Stimmabgabe nach § 2 Absatz 2 Satz 2 und deren Standorte und Öff- 
nungszeiten,

16. den Ort, an dem das Wahlergebnis bekannt gegeben wird.

(3) 1Zur Einleitung der Wahl können die amtierenden Fakultäts- und Fachschaftsräte bis 
zum ersten Wahltag um 12.00 Uhr eine Fakultäts- bzw. Fachschaftsvollversammlung durch- 

führen. 2Auf Verlangen einer zur Fakultäts- bzw. Fachschaftsratswahl kandidierenden Liste 

obliegt die Versammlungsleitung einem Mitglied des Wahlausschusses. 3Die Tagesordnung 
der Fakultäts- bzw. Fachschaftsvollversammlung muss mindestens enthalten: 

1. Rechenschaftsbericht des alten Fakultäts- bzw. Fachschaftsrates und Aussprache; der
Rechenschaftsbericht enthält einen Bericht über die Verwendung der Gelder,

2. Vorstellung der Kandidat:innen, Kandidat:innenbefragung und Programmdiskussion.

4Das verantwortliche Mitglied wird vom Wahlausschuss bestimmt. 

Zweiter Unterabschnitt 

Urnenwahl mit ergänzender Briefwahl 

§ 17

Geltungsbereich 

Sofern abweichend von § 2 Absatz 2 Satz 1 die Wahl als Urnenwahl mit ergänzender 
Briefwahl durchgeführt wird, gelten für die Wahlvorbereitung ergänzend die nachfolgenden 

Bestimmungen. 

§ 18

Wahlbekanntmachung 

(1) Die:Der Wahlleiter:in macht die Wahlen spätestens bis zum 72. Tag vor dem ersten
Wahltag hochschulöffentlich in elektronischer Form bekannt. 

(2) Die Bekanntmachung muss mindestens enthalten:
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1. das Datum ihrer Veröffentlichung,

2. die Bezeichnung der zu wählenden Organe,

3. die Anzahl der zu wählenden Mitglieder,

4. eine Darstellung von Wahlgrundsätzen und -systemen (§§ 2, 7),

5. einen Hinweis darauf, dass nur wählen kann, wer in das Verzeichnis der Wahlberech- 
tigten eingetragen ist,

6. einen Hinweis auf Ort und Zeit der Auslegung des Verzeichnisses der Wahlberechtig- 
ten,

7. einen Hinweis auf die Möglichkeit, Einspruch gegen die Richtigkeit des Verzeichnisses
der Wahlberechtigten einzulegen,

8. die Aufforderung, Wahlvorschläge einzureichen,

9. einen Hinweis auf die für die Wahlvorschläge erforderlichen Unterschriften (§ 8 Absatz
4)

10. die Frist, in welcher die Wahlvorschläge einzureichen sind,

11. einen Hinweis, dass nur fristgerecht eingereichte Wahlvorschläge berücksichtigt wer- 
den und dass nur gewählt werden kann, wer in einen Wahlvorschlag aufgenommen
worden ist,

12. den Ort der Bekanntgabe der Wahlvorschläge,

13. die Wahltage,

14. Ort und Zeit der Stimmabgabe,

15. einen Hinweis auf die Möglichkeit der Briefwahl und die dabei zu beachtenden Rege- 
lungen mit Angabe der Frist, in welcher Briefwahlanträge einzureichen sind,

16. einen Hinweis, bei welchem Wahlorgan die Wahlvorschläge und die Briefwahlanträge
einzureichen sind,

17. den Ort, an dem das Wahlergebnis bekannt gegeben wird.

§ 19

Amtliche Wahlunterlagen bei Urnen- und Briefwahl 

(1) Bei der Urnen- und Briefwahl sind amtliche Wahlunterlagen, insbesondere amtliche
Stimmzettel, Wahlumschläge, Wahlbriefumschläge und Wahlscheine zu verwenden. 

(2) Für die Herstellung der amtlichen Wahlunterlagen ist die:der Wahlleiter:in zuständig.

(3) 1Die Stimmzettel enthalten die Bezeichnungen der Wahllisten mit den Namen der 
Kandidierenden sowie einen Hinweis auf das Wahlverfahren. 2Die Listen sind fortlaufend zu 
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nummerieren. 3Über die Reihenfolge der Nummerierung entscheidet das Los. 4Die Auslosung 

der Reihenfolge erfolgt öffentlich. 

Dritter Abschnitt 

Wahlhandlung (§§ 20 - 32) 

Erster Unterabschnitt 

Elektronische Wahl 

§ 20

Elektronische Wahl 

(1) 1Die Wahl wird als elektronische Wahl durch Abgabe der Stimme in elektronischer 
Form durchgeführt. 2Die Stimmabgabe kann dabei an den Wahlkabinen zur elektronischen 

Stimmabgabe erfolgen. 3Das Wahlsystem im Sinne dieser Wahlordnung umfasst alle Kompo- 
nenten für die Wahl, die der Universität und die der externen Dienstleistung. 

(2) 1Das Wahlportal im Sinne dieser Wahlordnung ist die Webseite, durch die bei einer 
Online-Wahl die Stimmabgabe erfolgt. 2Das Wahlportal ermöglicht die Stimmabgabe mittels 

Aufrufes eines elektronischen Stimmzettels. 

(3) Die Wahlhandlung umfasst das gesamte Stimmabgabeverfahren.

(4) 1Für die Durchführung der elektronischen Wahl gelten die §§ 21–28 der Wahlordnung 
zu den Gremien und Organen Senat, Gleichstellungskommission, Stelle zur Vertretung der 

Belange studentischer Hilfskräfte und Engere Fakultäten der Universität zu Köln (WahlO). 2So- 
fern ausschließlich Wahlen nach dieser Ordnung durchgeführt werden, sind die Vorschriften 
der WahlO mit der Maßgabe anzuwenden, dass anstelle des universitären Wahlausschusses 
der Wahlausschuss im Sinne dieser Ordnung sowie anstelle dem:der universitären Wahllei- 

ter:in der:die Wahlleiter:in im Sinne dieser Ordnung zuständig ist. 3Sofern zeitgleich Wahlen 
nach dieser Ordnung und Wahlen nach der WahlO stattfinden, entscheiden die zuständigen 

Organe nach beiden Ordnungen im Einvernehmen. 4Die Aufgabe aus § 25 Absatz 5 WahlO 
wird nur dann vom Wahlausschuss im Sinne dieser Ordnung übernommen, wenn sie nicht 
vom Wahlamt im Einvernehmen mit dem:der Wahlleiter:in im Sinne dieser Ordnung durchge- 
führt werden kann. 

§§ 21–28
Unbesetzt
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Zweiter Unterabschnitt 

Urnenwahl mit ergänzender Briefwahl 

§ 29

Urnenwahl mit ergänzender Briefwahl 

§§ 29–32 WahlO sind mit der Maßgabe anzuwenden, dass anstelle des Wahlamts und
des universitären Wahlausschusses der Wahlausschuss im Sinne dieser Ordnung sowie 
anstelle des:der universitären Wahlleiters:in der:die Wahlleiter:in im Sinne dieser Ordnung 
zuständig ist. 

§§ 30–31 
Unbesetzt

Dritter Unterabschnitt 

Wahlversammlungen 

§ 32

Wahlversammlungen 

(1) Soweit die Fachschaftsrahmenordnung bzw. die Fakultätssatzung der Studierenden- 
schaft dies vorsieht, werden Fachschaftsräte abweichend zwischen dem 10. und 4. Vorle- 
sungstag vor dem ersten Wahltag gewählt. 

(2) 1Aktives sowie passives Wahlrecht besitzen alle Studierenden der entsprechenden 

Fächer bzw. Fächerschwerpunkte gemäß Festlegung in der jeweiligen Fakultätssatzung der 
Studierendenschaft. 2Die Zuordnung gemäß § 5 Abs. 2 bleibt davon unberührt. 

(3) 1Die Ladung zu den Wahlversammlungen erfolgt über die Wahlbekanntmachung. 
2Sie beinhaltet den Ort, die Zeit sowie einen Vorschlag zur Tagesordnung. 3Die Tagesordnung 
umfasst die Vorstellung der kandidierenden Listen durch den Wahlausschuss sowie den Wahl- 

gang. 4Im Anschluss an die Wahlversammlung findet eine Vollversammlung des Fachbereichs 

unter Koordination des neu gewählten Fachschaftsrates statt. 5Die Tagesordnung umfasst 
mindestens einen Rechenschaftsbericht des alten Fachschaftsrates. 

(4) Für die Einreichung der Wahlvorschläge gelten die Regelungen dieser Ordnung ent- 
sprechend. 

(5) 1Kann die Wahlversammlung am ursprünglichen Datum aufgrund formeller Fehler,
bspw. der Abwesenheit von Wahlberechtigten, nicht stattfinden, so soll die Wiederholung der 
Wahlversammlung innerhalb von 20 Vorlesungstagen nach dem letzten Wahltag stattfinden. 
2Die Ladungsfrist der Wiederholung einer Wahlversammlung beträgt 6 Vorlesungstage, dabei 

zählen der Tag der Versendung und der Tag der Sitzung nicht mit. 3Die Wiederholung einer 
Wahlversammlung   ist   hochschulöffentlich   durch   Aushang   in   elektronischer   Form 
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bekanntzugeben. 4Darüber hinaus sollen die betroffenen Fachschaften und die kandidieren- 

den Listen direkt informiert werden. 5Kann die Wiederholung auch aus formellen Gründen, die 

der Wahlausschuss nicht zu verantworten hat, nicht stattfinden, so entfällt der Wahlgang. 6An- 
dernfalls finden die Bestimmungen zur Wiederholung einer Wahlversammlung erneut Anwen- 

dung. 7Dabei gilt der Tag der zuletzt nicht stattgefundenen Wiederholung als Referenz für La- 
dungs- und Wiederholungsfrist. 

Vierter Abschnitt 

Feststellung des Wahlergebnisses (§§ 33 - 39) 

Erster Unterabschnitt 

Elektronische Wahl 

§ 33

Stimmenauszählung und Feststellung des Wahlergebnisses 

§§ 33 und 34 WahlO sind mit der Maßgabe anzuwenden, dass anstelle des Wahlamts
und des universitären Wahlausschusses der Wahlausschuss im Sinne dieser Ordnung sowie 

anstelle des:der universitären Wahlleiter:in der:die Wahlleiter:in im Sinne dieser Ordnung zu- 
ständig ist. 

§ 34
Unbesetzt 

§ 35

Bekanntmachung des Wahlergebnisses 

(1) 1Das Ergebnis der Wahlen ist unverzüglich nach seiner Feststellung von der Wahl- 

leitung hochschulöffentlich in elektronischer Form bekannt zu machen. 2Gleichzeitig mit der 
Bekanntmachung des Wahlergebnisses hat die:der Wahlleiter:in die Gewählten von ihrer Wahl 

schriftlich oder elektronisch zu benachrichtigen. 3Die Wahl gilt als angenommen, wenn nicht 
spätestens innerhalb einer Woche nach Zugang der Benachrichtigung dem:der Wahlleiter:in 

eine schriftliche oder elektronische Ablehnung der Wahl vorliegt. 4Für die Rechtzeitigkeit der 
schriftlichen Ablehnung ist der Poststempel maßgebend. 

(2) 1Nach Annahme der Wahl können die Gewählten von ihrem Amt als Mitglied des 
Studierendenparlaments durch Mitteilung an das Präsidium des Studierendenparlaments zu- 

rücktreten. 2Die gewählten Mitglieder einer Fakultätsvertretung können von ihrem Amt durch 
Mitteilung an den:die Sprecher:in der Fakultätsvertretung zurücktreten. 
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(3) Das Nähere, insbesondere die Art und den Inhalt der Bekanntmachung, bestimmt
der Wahlausschuss. 

§ 36

Wahlprüfung und Wahlanfechtung 

(1) Die Wahl ist mit der Bekanntmachung des Wahlergebnisses unbeschadet eines
Wahlprüfungsverfahrens gültig. 

(2) Innerhalb einer Woche nach Bekanntmachung des Wahlergebnisses kann die Wahl
gegenüber dem Wahlausschuss schriftlich oder elektronisch angefochten werden. 

(3) 1Anfechtungsberechtigt ist jede:r Wahlberechtigte. 2Die Anfechtung ist nur mit der 
Begründung zulässig, dass das Wahlergebnis einschließlich der Stimmenverhältnisse ver- 
fälscht worden sei, insbesondere dadurch, dass 

1. die Wahlergebnisse rechnerisch unrichtig festgestellt,

2. gültige Stimmen für ungültig und ungültige für gültig erklärt oder

3. bestimmte Vorschriften der Wahlordnung verletzt worden seien.

(4) Der Wahlausschuss kann der Anfechtung abhelfen.

(5) Hilft der Wahlausschuss der Anfechtung nicht ab, so leitet er sie mit seiner Stellung- 
nahme und den Wahlunterlagen unverzüglich an den Wahlprüfungsausschuss i. S. v. Absatz 

10 weiter. 

(6) 1Der Wahlprüfungsausschuss entscheidet nach umfassender Prüfung. 2Seine Ent- 
scheidung wird dem Wahlausschuss und der:dem Beschwerdeführer:in schriftlich oder elekt- 
ronisch bekannt gegeben. 

(7) Die Wahl ist vom Wahlprüfungsausschuss ganz oder teilweise für ungültig zu erklä- 
ren, wenn wesentliche Bestimmungen über die Grundsätze des Wahlverfahrens (§ 2 sowie 
§§ 5 - 8) oder die Wahlvorbereitung (§§ 16 - 19) verletzt worden sind, es sei denn, dass dieses
sich nicht auf die Sitzverteilung ausgewirkt hat.

(8) Wird das Ausscheiden eines Mitglieds angeordnet oder von diesem beantragt, so
berührt dies nicht die Rechtswirksamkeit vorher gefasster Beschlüsse dieses Gremiums bzw. 
Organs, soweit diese bereits vollzogen sind. 

(9) 1Wird die Wahl in dem Wahlprüfungsverfahren insgesamt oder in einer Gruppe für 
ungültig erklärt, so ist sie in dem in der Entscheidung bestimmten Umfang zu wiederholen. 
2Bei der Wiederholung der Wahl wird vorbehaltlich einer anderen Entscheidung des Wahlprü- 
fungsausschusses nach denselben Verzeichnissen der Wahlberechtigten wie bei der für un- 
gültig erklärten Wahl gewählt. 

(10) Wahlprüfungsausschuss ist der vom Studierendenparlament gem. § 18 Abs. 1 der
Satzung der Studierendenschaft der Universität zu Köln zu bildende Wahlprüfungsausschuss. 
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§ 37

Aufbewahrung der Wahlunterlagen 

Die Wahlunterlagen (Bekanntmachungen, Protokolle, Daten der elektronischen Wahl- 
urne sowie die Anzahl der übermittelten Stimmen) werden bis zur Unanfechtbarkeit des Wahl- 
ergebnisses nach § 36 Absatz 2 von der Wahlleitung unter Verschluss aufbewahrt und danach 

vernichtet. 

Zweiter Unterabschnitt 

Urnenwahl mit ergänzender Briefwahl 

§ 38

Geltungsbereich 

Sofern abweichend von § 2 Absatz 2 Satz 1 die Wahl als Urnenwahl mit ergänzender 
Briefwahl durchgeführt wird, gelten für die Feststellung des Wahlergebnisses ergänzend die 

nachfolgenden Bestimmungen: 

§ 39

Auszählung der Stimmen bei Urnenwahl 

(1) 1Die Auszählung der Stimmen und Feststellung des Wahlergebnisses ist öffentlich. 
2Sie beginnt spätestens an dem auf den letzten Wahltag folgenden Werktag und erfolgt unter 
Kontrolle des Wahlausschusses. 3Im Anschluss wird das Ergebnis dem Wahlausschuss in 

Form einer Niederschrift mitgeteilt. 4Bei der Auszählung der Stimmen und der Feststellung des 
Wahlergebnisses sind folgende Zahlen zu ermitteln und in eine Niederschrift aufzunehmen: 

1. die insgesamt abgegebenen gültigen und ungültigen Stimmen,

2. die auf alle Bewerber:innen eines jeden Wahlvorschlags entfallenden gültigen Stim- 
men,

3. für jeden Wahlvorschlag getrennt die auf die Bewerber:innen entfallenden gültigen
Stimmen,

4. die insgesamt abgegebenen Enthaltungen,

5. die Zahl der im Verzeichnis der wahlberechtigten enthaltenen Wahlberechtigten,

6. die Wahlbeteiligung und

7. die Reihenfolge der gewählten und nachrückenden Mitglieder

(2) 1Ungültig sind Stimmzettel, die 

1. nicht in der vorgeschriebenen Form und Weise gekennzeichnet sind,
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2. als nicht amtlich hergestellt erkennbar sind,

3. aufgrund der Kennzeichnung den Willen der wählenden Person nicht zweifelsfrei er- 
kennen lassen,

4. Zusätze oder Vorbehalte enthalten, auf denen mehr Kandidierende als zulässig ge- 
kennzeichnet sind.

2Im Übrigen entscheidet der Wahlausschuss in Zweifelsfällen über die Gültigkeit der
Stimme. 

§ 40

Übergangsvorschriften 

Soweit nicht die Fachschaftsrahmenordnung oder die Fachschaftssatzung etwas 
anderes bestimmt, haben die Fakultätsvertretungen sowie die Fachschaftsvertretung 
Humanmedizin jeweils 15 Mitglieder, die Fachschaftsräte Klinische Pflege, 
Neurowissenschaften und der Fachschaftsrat Zahnmedizin sieben Mitglieder. 

§ 41

Inkrafttreten 

1Diese Wahlordnung tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung in den Amtlichen 

Mitteilungen der Universität zu Köln in Kraft. 2Gleichzeitig tritt die Wahlordnung der 
Studierendenschaft vom 1. September 2022 (Amtliche Mitteilungen 70/2022) außer Kraft. 

Ausgefertigt aufgrund des Beschlusses des Studierendenparlaments vom 16.04.2025 

und der Genehmigung des Rektorats vom 13.08.2025. 

Köln, 15.08.2025 

gez. Jana Hauer 

1. Sprecherin des 69. Studierendenparlaments




